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Protokollauszug 
Sitzung des Kinder- und Jugendausschusses vom 12.03.2024 

 

 

Zu Ö 6 Tarifierung der Bildungskooperationen der Musikschule 
geändert beschlossen 
E 49/0079/WP18 

 

Herr Gassenmeier (Leiter der Musikschule) weist auf die zu Beginn der Sitzung ausgelegte Übersicht 

über die neu ermittelten Kooperationstarife der einzelnen Kooperationspartner der Musikschule hin (als 

Anlage zur Niederschrift im Ratsinformationssystem einsehbar).  

Er erläutert, dass die Bildungskooperationen in den 2000er Jahren entstanden seien. Die Musikschule 

verfolge zum einen das Ziel der aufsuchenden Kinder- und Jugendarbeit, die Angebote seien speziell auf 

die Zielgruppe zugeschnitten. Zum anderen stehe die Teilhabe der jungen Menschen an den Musikange-

boten im Vordergrund. Bei den weiterführenden Schulen werde versucht, die Angebote in die bereits vor-

handenen musikalischen Strukturen der Schule einzubinden. Die Angebote seien ein Add-On zum re-

gulären Musikunterricht. Von Seiten der Lehrkräfte gebe es ein hohes Engagement und eine große Of-

fenheit.  

Die Finanzierung werde durch die Einrichtungen selbst sichergestellt und folge dem Prinzip der Kosten-

deckung. Obwohl die Kosten seit Jahren stetig ansteigen würden, seien die Tarife jedoch auf gleichblei-

bendem Niveau verblieben mit der Folge, dass sich nun ein Finanzierungsproblem entwickelt habe. 

Außerdem gebe es eine historisch gewachsene Ungleichbehandlung der Lehrkräfte mit Blick auf die sog. 

‚Regiezeiten‘, was man mit der neuen Tarifierung heilen wolle. Auch wenn die Bildungseinrichtungen und 

insbesondere die KiTas sehr im Fokus stünden und die Angebote gerade im frühkindlichen Bereich viel 

bewirken könnten, handele es sich um freiwillige kulturelle Leistungen, daher müsse die Musikschule nun 

handeln. Dies stelle manche Einrichtungen jedoch vor große Herausforderungen.  

 

Frau Scheidt dankt Herrn Gassenmeier für die Erläuterungen. Sie sei allerdings irritiert über das Vorge-

hen der Musikschule. Im Normalfall gebe es eine enge Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Politik 

und sie hätte sich eine frühzeitigere Information über die Kostensteigerungen gewünscht. Die nun 

benötigte Summe in Höhe von rund 50.000 Euro hätte auch im Rahmen der Haushaltsberatungen einge-

bracht werden können. Dann hätte man im Ausschuss gemeinsam nach Möglichkeiten der Deckung su-

chen können. Bei manchen KiTas wisse sie, dass es keinen finanzkräftigen Förderverein im Hintergrund 

gebe, der die Kostensteigerung tragen könne. Eigentlich seien die Kinder die Gewinner des Programms 

gewesen, da sie sonst keinen vergleichbaren Zugang zur musikalischen Förderung gehabt hätten. Sie 

befürchtet nun viel Unruhe und schlimmstenfalls die Reduzierung der Angebote. 
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Frau Begolli zeigt sich ebenfalls irritiert über die reine Kenntnisnahme der Vorlage. Dies suggeriere, dass 

es sich bei der Angelegenheit um ein Geschäft der laufenden Verwaltung handele. Das Verständnis des 

Bildungsauftrages der Musikschule als städtische Einrichtung sei jedoch eine politische Entscheidung. Ih-

rer Ansicht nach müsse der Bildungsauftrag so verstanden werden, dass insbesondere die Kinder er-

reicht und unterstützt würden, die sonst keinen Zugang zur musikalischen Erziehung hätten. Es gebe 

viele interfraktionelle Bemühungen, die instrumentellen Grundschulklassen in Sozialräumen mit besonde-

rer sozialer Herausforderung zu unterstützen. Die benötigte Summe hätte sich sicher im städtischen 

Haushalt auftreiben lassen können. Selbst mit Ermäßigungsstufen könnten die Summen eine große Be-

lastung für die betreffende Einrichtung darstellen, beispielsweise in der KGS Düppelstraße oder in der 

GGS Michaelsbergstraße. Die angestrebte Kostendeckung könne eigentlich nicht in Einklang gebracht 

werden mit dem Bildungsauftrag. Auch wenn diese Vorlage heute nur zur Kenntnis genommen werden 

könne, wünsche sie sich die Ausarbeitung einer neuen Vorlage für die beteiligten Gremien.  

 

Herr Tillmann erläutert, dass er als Mitglied des Betriebsausschusses Kultur die Herausforderungen des 

Kulturetats kenne. Gleichzeitig solle keines der Projekte gefährdet werden. Die konkreten Auswirkungen 

seien noch nicht bekannt. Er schließt sich daher dem Vorschlag an, über das Thema in der gemeinsamen 

Sitzung mit dem Ausschuss für Schule und Weiterbildung im Mai erneut zu beraten. Bei der Gelegenheit 

könnten die Projekte in beiden Bereichen zusammen betrachtet werden. Auch wenn die Information nun 

kurzfristig gekommen sei, gehe er davon aus, dass alle Beteiligten an einer guten Lösung interessiert 

seien.  

 

Herr Tillmanns schließt sich den bisherigen Ausführungen an. Die Kostensteigerungen empfinde er als 

enorm. Auch wenn beispielsweise das Einhard-Gymnasium über einen gut aufgestellten Förderverein 

verfüge, würde sich der Tarif um 93 % nahezu verdoppeln. Die Steigerungen könnten sicherlich nicht von 

allen Einrichtungen getragen werden. Zwar könne er die Argumentation und Not der Musikschule nach-

vollziehen. Gleichzeitig hätte sich sicher eine Lösung gefunden, in den Haushaltsberatungen eine De-

ckung für diese vergleichsweise geringe Summe zu finden. So entstünden nun eine nicht notwendige Dis-

kussion und Unruhe. Wie auch Frau Begolli zweifelt er daran, dass es sich hierbei um ein Geschäft der 

laufenden Verwaltung handele. Die Vorlage könne zwar nicht nicht zur Kenntnis genommen werden. Im 

Interesse aller Beteiligten befürwortet auch er eine erneute Vorlage mit Entscheidungskompetenz der 

Gremien. Er schlägt daher vor, den Beschlussvorschlag um den Auftrag an die Verwaltung zu erweitern, 

ein tragfähiges Finanzierungskonzept der Kooperationsprojekte zu entwickeln und zur Beschlussfassung 

vorzulegen.  

 

Herr Brötz stimmt den Positionen sowohl der Musikschule als auch der Politik zu. Aus ihren jeweiligen 

Blickwinkeln seien beide Seiten im Recht. Er unterstreicht, dass die Musikschule extrem sozial engagiert 

sei und eine gute aufsuchende Jugendarbeit mache. Es sei durchaus legitim, dass die historisch gewach-

senen Tarife angepasst würden. Die Tarife hätten mittlerweile auch zu einer Ungleichbehandlung des 

Personals geführt, die den Handlungsdruck noch verstärkt habe. Den Schulen stünden verschiedene In-

strumente zur Verfügung, um den Steigerungen zu begegnen: an 14 Grundschulen würde eine Förde-

rung aus dem Grundschulfonds gewährt, es gebe finanzielle Unterstützung aus dem Musik- und Zu-

kunftsfonds. Darüber hinaus würden die Schulen über ein Schulbudget verfügen und es werde in Kürze 
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das sog. Startchancen-Programm von Bund und Land ins Leben gerufen. Diese Möglichkeiten hätten die 

KiTas nicht. Daher seien diese viel anfälliger und würden dringend Lösungen benötigen. Eine frühere In-

formation über die Kostensteigerungen sei wünschenswert gewesen, damit diese in die Haushaltsbera-

tungen hätten aufgenommen werden können. Er sei überzeugt, dass Lösungen hätten gefunden werden 

können. Dies könne nun aber nicht mehr geheilt werden. Im kulturellen Bereich bestehe ein strukturelles 

Defizit und die finanziellen Positionen im Kulturetat müssten gut gerechtfertigt werden. Die Mitglieder des 

ASW hätten angekündigt, der Verwaltung bis zu den Osterferien Fragen zukommen zu lassen. Die Ant-

worten auf diese Fragen würden ebenfalls in die Vorlage für die gemeinsame Sitzung einfließen.  

Herr Gassenmeier ergänzt, dass die Mehreinnahmen durch die Tariferhöhungen in das Personal fließen 

würden. Die geäußerte Kritik am Vorgehen nehme er an. Gleichzeitig sei er dankbar für das Bestreben 

des Ausschusses, eine Lösung zu finden. Er werde gerne eine ausführlichere Vorlage in die gemeinsame 

Sitzung im Mai einbringen. Die Projekte seien so wichtig und es sei ihm ein großes Anliegen, diese auch 

weiterhin anbieten zu können. Er schlägt zudem vor, das bisherige Verfahren zunächst fortzuführen, bis 

eine Lösung gefunden worden sei.  

 

Frau Scheidt betont, dass im Ergebnis ein Gesamtpaket für alle Einrichtungen verabschiedet werden 

müsse. Dem Ausschuss sei nicht daran gelegen, dass einzelne Einrichtungen um finanzielle Unterstüt-

zung konkurrieren müssten.  

 

Frau Begolli befürwortet den Beschlussvorschlag von Herrn Tillmanns. Die wichtigen Projekte dürften 

nicht gefährdet werden. Nicht nur, dass die KiTas nicht auf finanzstarke Fördervereine zurückgreifen 

könnten. Schulen würden darüber hinaus viele Sponsorengelder generieren.  

 

Herr Brötz stellt klar, dass die finale Beschlussfassung über Entgelte in den Betriebsausschuss einge-

bracht werden müsse.  

 

Frau Scheidt lässt über den geänderten Beschlussvorschlag abstimmen. 

 
Beschluss (geändert): 
Der Kinder- und Jugendausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und beauftragt 

die Verwaltung, ein tragfähiges Finanzierungskonzept der Kooperationsprojekte zu entwickeln und dem 

Ausschuss zur Beschlussfassung vorzulegen.  

 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung: Ablehnung: Enthaltung: 

Einstimmig. 

 
 

Anlage 1 Übersicht_Auswirkung Neutarifierung Bildungskooperationen_mit Schülerzahlen_korrigiert 
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